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Fall zur GmbH & Co KG

A und B möchten unter hauptsächlich finanzieller Beteiligung des C einen 24h-Bierlieferservice ins Leben rufen. Hierfür gründen zunächst A und B eine GmbH mit dem gesetzlichen Mindestkapital; Geschäftsführer wird A. 

Diese GmbH verspricht, ihr gesamtes Stammkapital in eine mit C zu gründende KG einzubringen. Ins Handelsregister werden sowohl die AB-GmbH als auch die AB-GmbH & Co Bierlieferservice KG (Haftsumme des C: € 5.000,-) eingetragen. C hatte über die Haftsumme hinaus eine Einlage von weiteren € 7.500,- übernommen. 

C zahlt insgesamt € 12.500,- auf das Konto der AB-GmbH & Co Bierlieferservice KG, die AB-GmbH zahlt ebenfalls diesen Betrag ein, da A und B den Rest des Stammkapitals bislang nicht aufgebracht haben.

Mit den vorhandenen Mitteln nimmt die AB-GmbH & Co Bierlieferservice KG ihre Geschäfte auf. A pachtet in ihrem Namen einen kleinen Geschäftsraum mit großer Kühlhalle, kauft einen erheblichen Biervorrat zusammen und erwirbt von V für € 10.000,- einen Kleinlieferwagen. Allerdings verkalkulierte sich A mit dem zu erwartenden Bierbedarf. Es entstehen nur sehr geringe Gewinne. Der enttäuschte C läßt sich über seinen Gewinnanteil hinaus weitere € 10.000,- auszahlen. Als dann auch noch die Deutsche Nationalmannschaft bei der EM ausscheidet und Nachfragespitzen in den Endrundenspielen ausbleiben, fehlt es an Liquidität, um die Forderung des V wegen des Lieferwagens zu bezahlen. 

Wen kann V erfolgreich verklagen? 

Kann V im Wege der Zwangsvollstreckung auf Ansprüche der Gesellschaften gegen ihre Gesellschafter zugreifen?

Lösungsvorschlag

A. Klagemöglichkeiten

I. Klage gegen die AB-GmbH & Co Bierlieferservice KG

1. Die Gesellschaft ist eine KG, die gem. §§ 124 I, 161 II HGB unter ihrer Firma verklagt werden kann. Eine Klage gegen die Gesellschaft ist also möglich.

2. Der Anspruch könnte sich aus § 433 II BGB ergeben. Voraussetzung ist, daß ein Kaufvertrag zwischen V und der AB-GmbH & Co Bierlieferservice KG zustande kam. 

Die erforderliche Einigung zwischen A und V liegt vor. Fraglich ist allein, ob A wirksam für die AB-GmbH & Co Bierlieferservice KG handeln konnte, in deren Namen er auftrat. Zur Vertretung der KG sind mangels anderweitiger Bestimmung ihre Komplementäre, d.h. die persönlich haftenden Gesellschafter berufen (§§ 125, 170 HGB). Persönlich haftet hier wegen der Haftungsbeschränkung des C nur die AB-GmbH. Diese wiederum kann nur durch ihre zuständigen Organe handeln. Zuständig ist ihr Geschäftsführer (§ 35 GmbHG). Damit ist A als Geschäftsführer der AB-GmbH berechtigt, die AB-GmbH & Co Bierlieferservice KG zu vertreten.

Ein wirksamer Kaufvertrag liegt vor, V kann von der Gesellschaft € 10.000,- als Kaufpreis einklagen.

II. Klage gegen die AB-GmbH

1. Denkbar ist auch ein Vorgehen gegen die AB-GmbH, die als juristische Person ebenfalls verklagt  werden kann (§ 13 I GmbHG).

2. Da ihr Geschäftsführer nicht in ihrem Namen handelte, kann ein solcher Anspruch nicht unmittelbar aus dem Kaufvertrag abgeleitet werden, sondern sich lediglich aus einer etwaigen Haftung für die Verbindlichkeiten der AB-GmbH & Co Bierlieferservice KG ergeben (§§ 128, 161 II HGB i.V.m. § 433 II BGB). 

Eine entsprechende Verbindlichkeit der AB-GmbH & Co Bierlieferservice KG besteht (s.o.). Die AB-GmbH als Gesellschafterin haftet gem. §§ 128, 161 II HGB persönlich, soweit nicht ihre Haftung beschränkt ist (§ 171 I HGB). Das ist nur bei Kommanditisten der Fall, die AB-GmbH als Komplementärin haftet also unbeschränkt persönlich.

3. V steht damit auch ein Zahlungsanspruch in Höhe von € 10.000,- gegen die AB-GmbH zu. Eine Klage wäre aussichtsreich.

III. Klage gegen A bzw. B?

Ein unmittelbarer Kaufpreisanspruch scheidet aus, da A den Kaufvertrag weder im eigenen noch im Namen des B abschloß.

Denkbar ist aber, daß A und B als Gesellschafter für die Verbindlichkeit der AB-GmbH haften. Dagegen könnte § 13 II GmbHG sprechen. Nach dieser Vorschrift haftet den Gläubigern nur das Vermögen der Gesellschaft. Eine persönliche Haftung der Gesellschafter ist also grundsätzlich ausgeschlossen. 

Fraglich ist, ob sich etwas anderes daraus ergibt, daß A und B ihrer jeweiligen Pflicht zur Einzahlung des von ihnen übernommenen Geschäftsanteils noch nicht vollständig nachgekommen sind. Insgesamt hat die AB-GmbH ein Stammkapital von € 25.000,-. Eingezahlt haben die Gesellschafter nur € 12.500,-, es stehen also je € 6.250,- aus. Bei der GmbH begründen ausstehende Stammeinlagen jedoch keine unmittelbare Haftung der Gesellschafter gegenüber Gläubigern der GmbH, sondern nur Ansprüche der GmbH gegen ihre Gesellschafter.

Ein Anspruch gegen B und C scheidet insofern also aus.

IV. Anspruch gegen C

Möglicherweise haftet neben der AB-GmbH auch C für die Kaufpreisverbindlichkeit der AB-GmbH & Co Bierlieferservice KG.

1. Grundsätzlich haften die Gesellschafter einer KG gem. §§ 128, 161 II HGB.

Allerdings ist K Kommanditist der Gesellschaft. Insofern könnte seine Haftung gem. § 171 I HGB ausgeschlossen sein. Voraussetzung wäre, daß er seine Einlage geleistet hat. Einlage im Sinne der Vorschrift ist die ins Handelsregister eingetragene Haftsumme, nicht eine etwaig zusätzlich übernommene Einlageverpflichtung gegenüber der Gesellschaft. Es kommt also darauf an, ob C die Haftsumme von € 5.000,- eingezahlt hat. Da C anfänglich € 12.500,- also die Summe aus Hafteinlage und zusätzlicher Einlage auf ein Gesellschaftskonto zahlte, ist das der Fall.

Allerdings könnte die Haftung durch eine Rückzahlung der Haftsumme wieder aufgelebt sein (§ 172 IV HGB). Die Haftsumme wäre wirkungslos, wenn der Kommanditist sich durch einfaches Hin- und Herzahlen befreien könnte.

Hier hat C über seinen Gewinnanteil hinaus € 10.000,- zurückerhalten. Darin könnte man eine Rückzahlung der Hafteinlage erblicken. Allerdings wäre es nicht interessengerecht, wenn man diese Rückzahlung vollständig auf die Haftsumme bezöge, solange es sich auch um die Rückzahlung der anderweitigen Einlage handeln könnte, die nicht zur unmittelbaren Haftung führt. Naheliegend ist eine anteilige Verrechnung. Danach erhielt C die Hafteinlage nur in Höhe von € 2.500,- zurück, der Rest der Rückzahlung bezog sich auf die zusätzliche Pflichteinlage.

Die unmittelbare Haftung des C gegenüber den Gesellschaftsgläubigern (§§ 128, 161 II HGB) ist also in Höhe des wegen der Rückzahlung ungedeckten Teils des Stammeinlage nicht gem. § 171 I HGB ausgeschlossen. 

V kann C gem. §§ 128, 161 II, 171 I HGB i.V.m. § 433 II BGB auf Zahlung in Höhe von § 2.500,- in Anspruch nehmen.

2. Für einen Anspruch entsprechend §§ 30, 31 GmbHG fehlt es im Sachverhalt an Anhaltspunkten. Es ist nicht erkennbar, daß die Zahlung an C das Stammkapital der AB-GmbH angegriffen hätte.

B. Zwangsvollstreckungszugriff

C könnte aufgrund der im Klagewege erreichbaren Titel gegen die AB-GmbH & Co Bierlieferservice KG einerseits, die AB-GmbH andererseits die Pfändung etwaiger Forderungen der Gesellschaften gegen ihre Gesellschafter betreiben (vgl. §§ 704, 803, 829, 835 ZPO).

I. Ansprüche der AB-GmbH gegen A und B

Wie oben gesehen haben A und B ihre Stammeinlage jeweils in Höhe von € 6.250,- noch nicht eingezahlt. Der Gesellschaft stehen entsprechende Forderungen zu. Diese könnte V pfänden und sich zur Einziehung überweisen lassen.

II. Ansprüche der AB-GmbH & Co Bierlieferservice KG gegen C

C hat sich neben einem Teil der Hafteinlage auch die gesamte darüber hinaus vereinbarte Pflichteinlage zurückzahlen lassen. Da nicht anzunehmen ist, die Gesellschaft habe auf die Pflichteinlage verzichtet, entstand insoweit ein Rückzahlungsanspruch der AB-GmbH & Co Bierlieferservice KG gegen ihren Kommanditisten. Auch diesen Anspruch könnte V pfänden und sich zur Einziehung überweisen lassen.

